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Antrag 120/I/2023

ASJ Landesvorstand

Der Landesparteitag möge beschließen:

Der Bundesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme (Konsens)

Für eine faire Berechnung der Tagessätze als Geldstrafe im deutschen Strafrecht
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Die sozialdemokratischen Mitglieder des Deutschen Bun-

destages, der Bundesregierung und des Bundesrats wer-

den aufgefordert, sich dafür einzusetzen, dass Geldstra-

fen im deutschen Strafrecht konsequenter an der wirt-

schaftlichen Leistungsfähigkeit bemessen werden.

 

Die sozialdemokratischen Mitglieder des Deutschen Bun-

destags, der BundesregierungunddesBundesratswerden

aufgefordert, geeignete Regelungen zu prüfen, um sicher-

zustellen, dass Menschen, die ein niedriges Einkommen

und kein Vermögen haben, bei die Berechnung von Geld-

strafen nicht über das Maß ihrer wirtschaftlichen Leis-

tungsfähigkeit hinaus belastet werden und ein Einwir-

kungsübermaß vermieden wird.

 

Die Staatsanwaltschaft soll in die Lage versetzt werden,

ohne erheblichen bürokratischen Mehraufwand das Ein-

kommen von beschuldigten Personen zu ermitteln. Zu

diesem Zweck soll die Einrichtung eines elektronischen

Auskunftsystems geprüft werden. Das elektronische Aus-

kunftssystem soll so gestaltet werden, dass die Staatsan-

waltschaft durch eine einzige Auskunftsanfrage erfährt,

bei welchen Banken der oder die Beschuldigte Konten hat

und welche Zahlungseingänge und -ausgänge es in dem

von der Staatsanwaltschaft bestimmten Zeitraum gege-

ben hat.

 

Die sozialdemokratischen Mitglieder des Deutschen Bun-

destags, der BundesregierungunddesBundesratswerden

zudem aufgefordert, sich für eine verständliche Gestal-

tung von Strafbefehlen einzusetzen. Insbesondere sollten

Beschuldigte im Strafbefehl klar erkennen können, nach

welchem geschätzten Einkommen sich die Höhe der be-

antragten Geldstrafe bemisst, und ausdrücklich auf die

Möglichkeit hingewiesen werden, dass sich ein Einspruch

auch allein auf die angestrebte Tagessatzhöhe beschrän-

ken kann. Es ist zu prüfen, ob Strafbefehlen im Sinne der

Verständlichkeit und des einfacheren Zugangs zum Recht

ein Formular zur Erhebung eines Einspruchs beigefügt

werden sollte.

Begründung

Die Bemessung einer Geldstrafe im deutschen Strafrecht

orientiert sich unter anderem an den Einkommensver-

hältnissen der zu sanktionierenden Person.

§ 40 Absatz 2 Satz StGB sieht vor, dass das Gericht bei der

Berechnung der Tagessatzhöhe in der Regel von demNet-
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toeinkommen ausgeht, dass der Täter durchschnittlich an

einem Tag hat oder haben könnte.

 

Diese lineare Umrechnung von Einkommens- und Tages-

satzhöhe würde bei schematischer Anwendung jedoch

zu einer nicht zu rechtfertigenden Gleichbehandlung we-

sentlich ungleicher Sachverhalte führen. Schließlich kann

davon ausgegangen werden, dass Menschen mit höhe-

rem Einkommen in einem höheren Maße frei verfügbare

finanzielleMittel haben, dienicht zurDeckungvonGrund-

bedürfnissen (Wohnen, Heizen, Ernährung, Kleidung u.ä.)

gebunden sind und dadurch auch leichter Rücklagen auf-

bauen können als Menschen, die durch ein niedriges Ein-

kommen oder den Empfang von Transferleistungen nahe

am Existenzminimum leben. Von diesen frei verfügbaren

Mitteln können sie eine Geldstrafe, die in einer bestimm-

ten Anzahl an Tagessätzen verhängt wird, schneller be-

zahlen, als diesMenschenmit niedrigem Einkommen und

ohne Vermögen möglich ist. Auch die Möglichkeit der Ra-

tenzahlung kann diese Belastungsungleichheit nicht aus-

gleichen, da die Betroffenen sich auch in diesem Fall über

einen weitaus längeren Zeitraum finanziell einschränken

müssten als Menschen mit höherem Einkommen dies in

der gleichen Situation tun müssten.

 

Aus diesem Grund wird in der obergerichtlichen Recht-

sprechung anerkannt, dass die Tagessatzberechnung ins-

besondere bei Beziehern von Sozialleistungen so zu korri-

gieren ist, dass einer progressiven Steigerung des Strafü-

bels vermieden wird und ein zur Sicherung des Lebensun-

terhalts unerlässlicher Betrag verbleibt.

 

Gegenwärtig liegen den Strafverfolgungsbehörden nach

Abschluss des Ermittlungsverfahrens häufig keine ent-

sprechenden Informationen vor und können nur mit er-

höhtemAufwandeingeholtwerden.Die Einrichtung einer

Zentralstelle, bei der digital Bankauskünfte eingeholtwer-

den können, wird es den Strafverfolgungsbehörden hier-

nach erleichtern, innerhalb kürzester Zeit alle erforder-

lichen Einkommensauskünfte einzuholen, um eine ein-

kommensgerechte Bemessung der Geldstrafe zu ermög-

lichen. Eine solche Zentralstelle könnte beispielsweise bei

der BaFin angesiedelt sein.

 

Wenn der Staatsanwaltschaft die Informationen zur Ein-

kommenssituation einer Person nicht vorliegen, muss sie

in der Regel einen Standard-Tagessatz verhängen, der

häufig im niedrigeren zweistelligen Bereich ist. Die ei-

gentliche Funktion von Tagessätzen, nämlich die Staffe-

lung nach der tatsächlichen Leistungsfähigkeit der betref-

fenden Personen, wird so nicht erfüllt. Nicht nur entsteht

hier ein sozialer Missstand, weil zum Beispiel Leistungs-

empfängerinnen und -empfänger gravierend unter das
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Existenzminimum rutschen können. Wenn die Tagessät-

ze unverhältnismäßig hoch sind, besteht die Strafe in ei-

ner bloßen Vergeltung. Das deutsche Strafrecht hat einen

anderen Anspruch. Ist die Tagessatzhöhe hingegen unver-

hältnismäßig niedrig, führt der Staat nicht den präventi-

ven Abschreckungseffekt herbei, der intendiert ist.

 

Strafbefehle werden in Deutschland vermehrt eingesetzt,

unter anderem aufgrund einer Überlastung der Staatsan-

waltschaft. Wenn die beschuldigte Person nach zwei Wo-

chen noch nicht reagiert hat, gilt sie als rechtskräftig ver-

urteilt. Die Strafbefehle sind allerdings schwer zu verste-

hen. Die Nutzung einer vereinfachten Sprache in Strafbe-

fehlen soll deswegen dazu führen, dass Strafbefehle und

ihre rechtlichen Konsequenzen von allen Beschuldigten,

gleich welche sprachlichen Fähigkeiten sie besitzen, ver-

standen werden können. Allen Beschuldigten soll hier-

durch ermöglicht werden, im Einzelnen nachvollziehen zu

können, welche Rechte sie im Strafverfahren haben und

wie insbesondere auch die Geldstrafenhöhe zu bemessen

ist
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